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Entscheidungsgrundsätze für die Organisation der Un terbringung von Asylsuchenden im 
Landkreis Leipzig 
 

 
Beschlusstext: 
 

Der Kreistag beschließt: 
1.  
die dezentrale Unterbringung von Asylbewerbern und Flüchtlingen als die zu bevorzugende 
Unterbringungsart. Hierbei sollte ein Anteil von mindestens 60 % angestrebt werden.  
2. 
Die Verwaltung wird ermächtigt, mehrjährige Rahmenverträge mit Wohnungsgesellschaften und 
privaten Vermietern zur dauerhaften Nutzung von Belegwohnungen abzuschließen. Als 
Vertragsgrundlage dienen die KdU-Richtlinien in Verbindung mit den Maßgaben der VwV 
Unterbringung und soziale Betreuung.     
3.  
Die Verwaltung wird beauftragt, die kreisangehörigen Kommunen zur Mitwirkung im Rahmen der 
gesetzlichen Vorgaben aufzufordern, um die nach dem Einwohnerschlüssel bereitzustellenden 
Plätze zu realisieren.  
4.  
Die Einrichtung von teilzentralen und zentralen Unterkünften sollte eine Unterbringungskapazität 
von höchstens  150 Plätzen nicht überschreiten.  
Die Verwaltung wird beauftragt, im Rahmen der gesetzlichen Regelungen Verträge mit externen 
Betreibern abzuschließen, wobei die Unterbringungskosten pro Platz und Tag im Regelfall 15 Euro 
nicht überschreiten.  
5.  
Die Verwaltung wird beauftragt, gegenüber dem Kreistag eine zeitnahe und regelmäßige 
Information hinsichtlich des Standes zu den abgeschlossenen Verträgen und deren finanziellen 
Auswirkungen zu geben. 
6. 
Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur nächsten Sitzung des Kreistages einen Vorschlag zur 
Änderung der Hauptsatzung des Landkreises Leipzig dergestalt zu unterbreiten, dass für die 
Aufgabe der Flüchtlingsunterbringung sachgerecht Wertgrenzen für die Zuständigkeit des 
Landrates und der beschließenden Ausschüsse festgesetzt werden. 
 
Borna, den 08.07.2015 
 
Gez. 
Dr. Gerhard Gey 
Landrat  - Siegel - 


